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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS! 

Rn das 

Präsidium des Nationalrates 

ParLament 
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Unser Zeichen: 

R-79J/R 

Betreff: EntwDrfe: 5teuerreformgesetz 199,3 
KommunaLsteuergeset7 1993 
Kred i t s- t e1Ierg"-' <; e t >: 19.93 

Durchwahl : 

.51.5 

Die Präs.iclentenkonferen7 Lier' L anLiw.irtsc//aftskammern ös ter-

re i c 17 '5 IJlJermi t tel. t in 1.11=>1' An I. age 25 Fxemp l. an? i I7rer S tel _ 

tungnal7me "-'f.} dem im Betreff- genannten Entwurf. 
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J 
PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

Rn das 

Bundesministerium 

für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4 - 8 
1015 Wien 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: 

140403/2-IV/14/93 22.1.1993 

eingelangt am: 30.1.1993 

Wien., am 2.9. 1993 

Unser Zeichen: 

R-193/R 

Betreff: Entwürfe: Steuerreformgesetz 1 993 
KommunaLsU?uergesetz '1993 
Kreditsteuergesetz 1 99 3  

lJurchwahl: 

515 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern oster-

reichs beehrt sich, dem Bundesministerium fOr Finanzen zu 

den oben genann ten En twürTen t-oLgende 5 teL L ungnahme be·­

kanntzugeben: 

Rrtikel I 

Einkommensteuergesetz 1988 

Zu Z .5 (§ 4 Rbs. 1 0  Z 1/Gewinn: WechseL der Gewinnermitt­

LunqsartJ: 

Ein WechseL der Gewinnermittlungsart kommt auch bei nicht­

buchTiJhrenden Landwirten häuTig vor: Z. 8. Weinbaubetriebe.r 
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die anl äßlich der Pensionierung des Betriebsführers oder 

aus betriebswirtschaftlichen Gründen die bewirtschaftete 

We.ingartenfläche von bis/7er iiber 60 a auf 60 a oder dHrun-· 

ter verringern (Wechsel von § 4 Abs. 3 auf § 17), haben 

den Weinbestand zu versteuern. Die Streichung des bisher in 

§ 37 Rbs.2 2 3 geregelten Hälftesteuersatzes für i�ergangs­

gewinne führt zu enormen Mehrbelastungen und wird daher 

abgelehnt. 

Die Ubergangsverluste entstehen durch die Vermeidung einer 

doppeLten Erfassung laufender Forderungen, Vorräte oder 

VerbindLichkeiten. Es ist sachlich nicht gerechtfertigtJ 

diese aus dem laufenden Geschäft entspringenden Rufwendun­

gen auf "Wartetaste " zu legen, welche erst nach Jahren, 

Jahrzehnten geltend gemacht werden könnten. 

5teuersystematisch ist es abzulehnenJ Ubergangsgewinne voll 

steuerpflichtig zu machenJ Ubergangsverluste hingegen nur 

als eingeschränkt ausgleichsfähig zu behandel n. 

Diese #nderungen soll en überdies (Z 98) bereits ab der Ver­

anlagung 1993 anzuwenden sein. 

Dies erscheint unter dem Bl .ickwinkel der biSherigen .Judika­

tur des VfBH zur Rückwirkung von Rbgabengesetzen verfas­

sungsrechtl. ich außerst bedenklich (siehe z. B. : VfGH 

5. 10. 1989J G 228/89-8) . 

Ein Übergang der Gewinnermittlung per ,. ,. 1993J für den 

bereits alL.e Maßnahmen gesetzt wurdenJ wiJrde bereits in den 

Anwendungsbereich dieser Gesetzesstell e fal len. 

• 
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Zu Z 7 (g 9/Rück:s tel lungen) : 

Rntrag: In Rbs. 1 soll Z 3 lauten: 

"3. sonstige ungewisse Verbindlichkeiten und gesetZliChe 

VorbeLastungen.von Einkünften," 

Begründung: Laut Einkommens teuer-Har1l1buch.! 2. Rufl age 1 9 85., 

RZ 62 zu § 6 handelt es sich bei der forstgesetzlichen 

Verpflichtung zur Wiederbewaldung nach Holzfällung auf 

Waldboden (§ 13 Forstgesetz) nicht um Verbindlichkeiten 

(SchuLden) im. Sinne des § 6 Z 3 EStG. Weil es sich um eine 

gese tzl i che Vorbel as tung der Ei nkiinfte aus Wal dnutzung han­

delt.! solL die Passivierbarkeit ( im Sinne der VwGH- Recht­

sprechung) erhalten bleiben. 50 auch in anderen rechtlich 

gleichartigen FäLlen. 

Pauschale Wertberichtigungen für Forderungen sind nach dem 

Entwurf nicht mehr zulässig und es erfol.gt eine EinsChrän­

kung der Rückstellungsbildung. 5tatt einer Annäherung und 

damit Verwaltungsvereinfachung bringt diese Regelung ein 

weiteres Auseinanderdriften der Handels- und Steuerbilanz 

und wird daher abgelehnt. 

Zu Z 11 (§ 1 4  Rbs. 1/Vorsorge für Rbfertigungen und Pensionen): 

Die in Abs. 1 vorgesehene Erhdhung der Hb�ert�gur�5rUckstel­

Lung für Arbeitnehmer ab VolLendung des 50. Lebensjahres 

wird begrüßt.! erscheint aber noch immer unzulänglich. Zur 

bess eren Absicherung und Vorsorge für diese Ansprüche wird 

gebeten., zusätzlich ab voLlendetem 55. Lebensjahr 70 % unlt 

ab volLendetem 60. Lebensjahr 80 % des Anspruches.! jeweiLs 
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binnen 5 Jahren auFFUllbar., zuzuLassen. 

Zu Z 14 (§ 1 7/Durchschnittssätze) : 

Die zu begraBende Erweiterung und N�uFassung soLlte in Rbs. 5 

Z 4 noch weiter präzisiert werden. Es sollte ausdracklich 

n ormiert sein/ dal3 Durchschnittssätze auch durch mehrere 

Jahre geltend gemacht werden kdnnen. HauptanwendungsFall: 

Tm Wei nbau sol l en pauschal. e Betriebsausgaben mehrere .Jahre 

gelten (und nicht verloren gehen) , um natur- und marktbe­

di ngte Er trags - und Rbsa t z.scl7wankungen auszugl. e.i chen. 

Zu Z 25 (§ 33 Rbs. 6/5teuersätze, 5 teuerabsetzbeträqe): 

Die Streichung des Pensionistenabsetzbetrages bei Vorliegen 

der Voraussetzungen FUr die Gewährung des Rrbeitnehmerab­

setzbetrages und Verkehrsabsetzbetrages ist entschieden 

abzulehnen. Es werden z.B. BauernpensionistenJ die aul3erdem 

n och als Bijrgermei':iter tätig sinä .. empFindlich belastet. 

Die geplante Regelung bringt eine sachlich nicht gerecht­

Fertigte DiFFerenzierung zwischen Rrbeitnehmern (maximale 

Neqativsteuer 5 3. 500,- - )  und an deren BeruFsgruppen (maxi­

mal.e Negativsteuer 5 2. 000/ --). Ruch ant1ere BeruFsgruppen 

(z. B. Bergbauern) ertJringen trotz schLectiter Einkommenslage 

Beitragsleistungen an die gesetzLiche Sozial versicherung. 

Die neue RegeLung soLlte s o  gestaltet werden .. dal3 die Nega­

tivsteuer in Farm der GutschriFt des Rl.leinverdienerabsetz­

betrages/RlL.einerzieh�ratJsetzbetrage5 in der Hdhe von 

5 3. 500, -- FUr alle SteuerpFlichtigen gleichermal3en zugäng­

L.ich gemacht wird. Demgemäl3 ist im § 40 die Zahl 2. DOO 
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durch 3. 500 zu ersetzen. 

Zu Z 39 (.9 41 Rbs. 1 - 3/Veranlagung von lOhnsteuerpTLichti­

gen Einkünrten): 

Rntrag: Der Veranlagungsfreibetrag sollte valorisiert, also 

von 10. 000 aur etwa 15. 000 S erhöht werden. Die Rnpassung 

hat auch in § 42 zu erfolgen. 

Begründung: Um di e ursprüngL i ehe Wirkung des VeraoL agungs-­

freibetrages/ besonders für Nebenerwerbslandwirte und im 

Interesse ökonomischer Verwaltung/ zu erhalten/ ist die 

Erhöhung notwendig.; der Betrag von 10. 000 S dürrte seit 

1977 (BGBL. Nr. 320/1977) oder seit '1975 gelten. 

Zu Z 60 (§ 69 Rbs. 1 /Vorübergehend beschäftigte Rrbeitneh­

mer): 

Rntrag: AUfrechterhaltung des § 69 Abs. '1. 

Begründung: Von der in Rbs. '1 enthaltenen Ermächtigung.! eine 

pauschaLierte Lohnbesteuerung für geringfügig und vorüber­

gehend beschäftigte Rrbeitnehmer zu gestatten/ ist gegen­

wärtig in zweckmäßiger Weise Gebrauch gemacht. Die vorgese­

hene Streichung hätte ohne zwingenden Anl aß einen rür 

Dienstgeber und Finanz verwaltung viel höheren Verwaltungs­

aUfwand zur Folge. Im Interesse möglichster Entlastung von 

unnötigem RUfwand wird ersucht/ LedigLich die Passage über 

die Lohnsteuerkarte zu streichen.! den § ß9 Rbs. 1 aber im 

übrigen zu belassen. 
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Zu Z 63 (§ 10 Abs. 2/Beschrankt steuerptLl.Chtl.qe HrDel.tneh­

mer) : 

Antrag: Filr ausschließlich kbrperlich t�tige Arbeitnehmer 

.in der Land- und Forstwirt5chart solL der 5teuersatz auch 

weiterhin 10 % betragen. 

BegrOndung: Bisher war rOr aU5schLie!3lich körperLich tätige 

Arbeitnehmer in der Lancl- und Forstwirtschart ein rester 

5teuersatz (10 %) vorgesehen. Es wird abgelehnt/ daß diese 

Gcuppe kOnrtig mit dem aLLgemeinen Tarir) mindestens jedoch 

mit 1 0  % zu besteuern sein soll. 

Zu Z 71 (§ 84 Rbs. 1/Lohnzettel) : 

Rntrag Lohnzettel wie bisher - abgesehen von besonderen 

F�llen - nur Ober besondere Rurrorderung. 

BegrOndung: Die vorgeschlagene VerprLichtung der Arbeitge­

ber) jedenralls LohnzetteL rOr alle besch�rtigten Arbeit­

nehmer t;3n das Finanzamt zu übermi t teLnJ wirä die Besch�rt.i­

gung von vorijbergehend besch�rtigten Arbeitnehmern (TagLbh­

ner) in äer Land- und Forstwirtschaf"t wesentLich erschwe­

ren. Vi el e TagL bhner.J insbesondere Frauen, werden f"Lir T�-· 

tigkeiten in der Landwirtschaf"t nicht mehr zur Verf"ügung 

stehen, wenn aus Unkenntnis ilber c/ie unsch�dliche Hbhe eier 

EinkOnf"te berUrchtet wird) daß ein eventuell zustehender 

ALlein verdienerabsetzbetrag vom Ehepartner nicht mehr in 

Rnspruch genommen werden kbnnte. 

* * *' *' "* 
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über den EntwurF hinaus (zum gel. tenden Text): 

ZU g 4 Rbs. 1 (Gewinn/Entnahmen): 

Rntrag: Der dritte Satz in Rbs. 1 soll lauten: 

"Entnahmen sind alle vom SteuerpFlichtigen zu nichtbetrieb­

lichen Zwecken veranlaßten Rbgänge von Werten (z.B. von ... / 

unveränder t / ... ). " 

Begründung: Der gegenwärtige Wortlaut s chließt - sicher 

ungewol L t - Wertabgänge .inFolge höherer Gewal t oder Fremd-­

einwirkung (z.B. Brand� Diebs tahl) mit ein und sollte da­

her auF vom SteuerpFlichtigen veranlaßte Wertabgänge be­

richtigt werden. 

ZU g 4 Rbs.8 (Gewinn/RuFForstungskos ten): 

Rntrag: Das Wort "WieLierauFForstungskos ten" soll durch 

"AuFFors tungskosten" ersetzt werden. 

Begründung: I.)or der E5tG-Novelle 1981 war die volle Absetz­

barkei t von Wi eder - unL1 NeuauFFors tungskos ten unbe.s tri t ten. 

Nach dem gegenwärtigen Wortlaut des § 4 Abs. 8 müss en 

NeuauFFors tungskosten aktiviert werden und dürFen erst ge­

gen EinkünFte aus der Holznutzung der betreFFenden Fläche 

abges chrieben werdenJ was wegen des viele Jahrzehnte dau­

ernden Zeitraumes des Baumwachstums der Nichtanerkennung 

von NeuauFForstungskosten aLs Betr.iebs ßuFwarl/1 gLeichkommt. 

Das is t s ys temwidrig und l.äuFt überäies dem agrarpoliti­

schen Interesse an der Fors tl ichen Nutzung landwirtschaFt-

51/SN-324/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)8 von 27

www.parlament.gv.at



- 8 -

licher UberschußfL�chen zuwider ( vyL. �orderung von Neuauf­

forstungen). Zwar versuchen die Gewinnermittlungsrichtli­

nien 1989J RdFV 1989/279 idF 1 99D/262J in Rbschnitt R Z 8 

dies bis zu einer jährlichen WalelfläclJen vermehrung von 1 0  5',;­

aul3er Geltung zu 5etzenJ doch erscheint die Änderung des 

Gesetzeswortlautes nötigJ systemgerecht und ökologisch 

zweckmäl3ig. 

Zu § 1 2  Rbs. 6 (Übertragung stiller Reser ven/Höhere GewaLt: 

Beispiele) : 

Antrag: Der in Klammern stehende Wortlaut soLL wie folgt 

erg�nz t werden: ( . . .  Hochwasser J Erfind oder Imm.i s-

s ionsschäden) 

BegrUndung: Der aktuellen Bedeutung wegen solLen auch 

Imm.i5siDns5ch�den genannt werdenJ um jeden Zweifel aus­

zuschLiel3en. Insbesondere forstschädliche Luftverunreini­

gungen fUhren gebietswe.ise zum Kränkeln und Absterben 

empfindlicher Einzelbäume oder auch ganzer Bestände in expo­

nierter Lage. 

Zu § '12 Abs. 8 (Übertragung stilLer Reserven/RUcklagen­

Ubertragung: Frist): 

Rntrag: Im ersten Satz soll das Wort "drei " durch elas Wort 

"sieben" ersetzt werden. 

BegrUndung: Die gegenwärtige Dreijahresfrist erweist sich 

fUr die F�lle des § 12 Abs.6 als erheblich zu kurz. 5ie 

solL daher zugunsten sorgfältig geplanter wirtschaftlicher 
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Dispositionen verl�ngert werden. 

Zu § 21 Rbs.2 Z 1 (Eink6nFte aus Land- und ForstwirtschaFt): 

Diese Bestimmung wird von der SteuerreForm nil;:ht ber6hrt. 

Es ist ein dringendes BedürFnis der Land- und Forstwirt­

schaFt� eine gesetzliche KLarstellung zu verLangenJ was 

unter "Nebenbetrieb" und "Nebentätigkeit" zu verstehen ist. 

§ 21 Rbs.2 Z 1 soLL Lauten: 

"EinkiinFte aus einem land- und ForstwirtschaFtlichen Ne­

benbetrieb und aus Nebentätigkeiten. RLs Nebenbetrieb gilt 

ein Betrieb, der dem Land- und ForstwirtschaFtlichen Haupt­

betrieb zu dienen bestimmt ist. (Neu: ) RLs Nebent�tigkeit 

giLt eine an sich nicht Land- und ForstwirtschaFtLiche Tä­

tigkeitJ die wegen ihrer untergeordneten wirtschaFtLichen 

Bedeutung in der land- und ForstwirtschaFtlichen Haupttä­

tigkeit auFgeht. Bis zu Einnahmen von S 330.000./ - - ist je­

denFalls ein Nebenbetrieb oder eine Nebentätigkeit anzuneh­

men. 

Der Betrag von S 330.000,- - (incl. USt) entspricht etwa der 

vorgesehenen "KL einunterne/?mergrenze" (UStGJ Rr t. (Ir I I) . 

Zu § 33 RbS. 4 (RLleinverdiener- oder - erhalterabsetzbetrag): 

Die 1993 erFolgte GLeiChstellung des RLLeinverdiener- und 

- erhalterabsetzbetrages mit dem allgemeinen Steuerabsetzbetrag� 

der gemdß Z 22 auF S 8.840J- - erhdht werden sOllJ darF 

nicht auFgegeben werden. Es ist daher der Rlleinverdiener-
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und - erhalterabsetzbetrag ebenralls aur 5 8. 84V, -- zu er­

hdhen. Filr den Ehegatten soLlen 8D % dieses BetragesJ das 

sind 5 7. 062J- - J absetzbar sein. 

Zu § 37 Abs. 1 (Ermdßigte 5teuersdtze): 

Antrag: Das E5tG 1988 hat die ge.sonderte Taririerung der 

nicht begilnstigten Einkilnrte beendet und den aur das gesamte 

Einkommen entraLlenden Durchschnittssteuersat z eingerührt. 

Gegenilber Einkünrten nach § 37 Abs. 3 und 5 soLL die geson­

derte Taririerung der übrigen Einkünrte wiedereingerührt 

werden. 

Begründung: Die gegenüber dem E5tG 1972 systematische Hd­

herbelastung der ilbrigen EinkOnrte wi rkt progressi v  der 

5teuersatzminderung rür die begünstigten Einkünrte entge­

gen. Dies erscheint mindesten5 in Fällen von Waldnutzungen 

inrolge hdherer Gewalt und in EnteignungsrdLlen wegen der 

Zwangslage �nd der betrieblichen Nachteile ungerechtrertigt. 

Zu § 37 Abs.5 (Ermäßigte 5teuersdtze: Enteignung): 

Antrag: Allr d.ie Besteuerung der Enteignungsentschddi gung 

(der aurgedeckten stillen Reserven) und - wie vorstehend 

ausgerilhrt - die Hdherbesteuerung der übrigen Einkilnrte 

soll verzichtet werden. 

Begründung: Die Entschddigung rür Friteignung oe/er iJbereig­

nung unter Enteignungsdrohung solL das Bescharren gleich­

wertigen Ersatzes ermdgLichen. Die Entschddigungshdhe wird 

5achverständig nach dem Verkehrswert bemessen. Die Bestelle-
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rung - der Höhe nach vorweg unbekann t und .i n den Bewer·­

tungsvorschriFten nicht erwähnt - bleibt unheriick.c;ichtigt. 

Durch s.ie geht aber ein Teil des FUr die ErsatzbeschaFFung 

bestimmten Betrages an Lien Fiskus verLoren. Der Vorgang 

FUhrt zu e.iner unentsch,i:jdigten Vermögensminderung. Die�:; 

erscheint unzumutbar und verFassungsrechtlich beLienklich. 

Fiktive AuFdeckung. stiller Reserven: 

Von der Besteuerung Lediglich Fiktiv auFgedeckter stilLer 

Reserven sol L Abs tand genommen wer�äen./ sowei t die ki.inFtige 

Besteuerung dieser stiLlen Reser ven grundsätzlich gesichert 

is t. 

BegrUndung: Seitens der Finanzverwaltung wurde die Besteue­

rung Fiktiver Gewinne kraFt Annahme einer AuFdeckung stil­

Ler Reserven ständig ausgeweitet. § 28 EStG und § 1 2 Abs. 10 

U5tG regeln soLche FälLe und sehen FUr d.te Übertragung von 

Gebäuden unter Lebenden in Vorwegnahme der ErbFolge (über­

gabsvertrag) den zeitanteiligen Verlust von Absetz­

beträgen (AFA) und von VorsteuerabzUgen vor. Bei Eigentums­

Ubertragung von bestocktem Waldgrunä wird der Verkehrswert 

des stehenden Holzes auch in Fällen einkommenbesteuertj in 

denen keine Gewinnrealisierung stattFindet.) z. B. bei Grl/od­

tausch zwecks Verbesserung der Agrarstruktur oder bei Über­

eignung eines WaläteiLes gegen PFlichtteilsverzicht. Es ist 

äußerst unzweckmäßig./ zivil.rechtlich zuLässige LInd sachlich 

erwUnschte Naßnahmen durch Drohung mit der Besteuerung Fik­

tiver Gewinne zu unterbinden oder - Falls in abgabenrecht­

I. icher Unkenntnis durchgef·Uhrt - durch hohe Abgabenbel a­

stung zu bestraFen. Es erscheint daher aLs dringendes land­

und ForstwirtschaFtLiches AnLiegenj in soLchen FälLen die 
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Besteuerung LedigLich fiktI v aurgeaecKrer stILLer �eserven 

zu beenden. 

DenkmalschutzauFwand: 

Die im Entschließungsantrag II- 11774 ReiL.NR XVII. GP ge­

nann te Zi eL se t zung./ "durch en t sprElchende s teuerL.i che Naß­

nahmen im Rahmen der zweiten Etappe der SteuerreForm zur 

Erhaltung des vielFach geF#hrdeten dsterreich.ischen Denk­

malbestandes im verstärkten Rusmaß heizutragen"" wird 

unterstiitzt. Weiter wird auF TI-'1'1497 BeiL. NR XVIT. /JP 

(abgabenrechtliche Lösungen in anderen Staaten) und auF das 

die äußerst negative RechtsLage wiedergebende Erkenntnis 

des VwGH vom 18. 2. 1986, 85/ 1 4/0'132 (Gegenwert theorie) ver­

wiesen. GeFordert wird die RbsetzbarAeit des Tnstandsetzun!]5-

auFwandes FUr denkmaLgeschUtzte ObjekteJ soweit es sich 

nicht um betrieblichen RuFwand handeLt./ als 50nderausgabe. 

Rrtikel III 

KörperschaFtsteuergesetz 1988 

Zu Z 1 (ij 2 Rbs. 2 Z 3/Betriebe gewerbLicher Rrt) : 

F/ir Rgrargemein':;chaf"ten und S_iedLungstr#ger solL eine Ver-­

pachtung oder Servitutseinräumung von Land- und f"orst­

wirtschaf"tlichen GrundstUcken zu anderen Zwecken (z. B. Win­

tersportzwecke etc. ) zu keinen nachteiligen Folgen FOhren. 

FtJr Rgrargemei nscha f"ten, l1i e aL s Körper5cha f-ten dnzusellen 

sind, bes tetJt auF Grund des § 5 Z 5 berei ts sei t 1989 

SteuerpTl_icht,; das hat be.i den betroFf"enen Rgrargemein­

schaFten, da sie sich einer ungerechtFertigt hohen Steuer­

belastung ausgesetzt sehen./ große Unruhe ausgeLhst. Es sind 
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gerade die RgrargemeinschrJFten" die in den Berggebieten 

Os terrei chs über großräumige Rl m- und Wei den ächen verFügen 

und die Voraussetzungen f0r die Wintersportausübung schßF­

Fen bzw. den Rusbau der FremdenverkehrswirtschaFt ermögl i­

chen. Obwohl äie RgrargemeinschaFten wegen tier großen auF­

tretenden Schäden, die noch au f-gezeigt werden., kaum Nutzen 

und Iriteresse an der Uberl rJssung von Grunds tür.:ken an Schi·­

l iFtgesel l.schaFten haben können.! ist eine Verweigerung kaum 

mögl ich,
· 

wei l dies den Rusbau des Fremdenverkehrs unmögl ich 

machen würde. Funktionäre und Mitgl ieder der Rgrargemein­

schaften sind diesbezügl ich großem Druck ausgesetzt. 

Die Für die Wintersportausiibung zur VerFiigung gestel l ten 

GrundstilcksFl ächen werden durch diese Sportart stark stra­

paziert.! die Landwirte nehmen hohe Rufwendungen auF sichJ 

um diese Fl ächen im Sommer w.feder al s Weidel and nutzen zu 

können. Rn viel en abgeFahrenen Stel l en müssen der Rasen 

rekul tiviert und gedüngt.! Zäune ausgebessert und tei lweise 

neu hergestel l t.! Jungkul turen durch Zäune geschützt und 

beschädigte Räume durch Nacl7p f-l anzung ersetz t werden. Ver­

ursacht durch tiefschneeFahren sind die Schäden im angren­

zenden Wal d oFt hoch.! da Bäume geschäl. t bzw. ange FrJhren unl1 

nicht sel ten ganze Jungkul turen zerstört werden. Hinzu 

kommtl daB l etztgenannte" durct7 die Wintersportausübung 

stark in Mitl eidenschaFt gezogene I GrundstücksFlächen zu­

mei s t gar n.i ch t an Schi l i  ftgesel l schaFten verpach te t sind. 

Rl l diese Schäden beheben die Mitgl ieder der Rgrargemein­

schaFt mit eigenen Betriebsmittel n und unter hohem Rrbe.its­

auFwand. 

Begriindet wird diese gepl ante Änderung mit der Gl eichbe­

hancJlung der RgrargemeinschaFten.! l/nabhRngig davon.! ob s.te 
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Körperscharten des privaten oder des ottentLzchen Wechtes 

sind. 

Diese Begrilndung ist schon eieshalb verrehLtJ weil eiamit 

gleich behandeLt �irdJ was nicht gLeich ist. Der Unter­

schieei zwischen drrentLich-rechtLichen und privatrechtLi­

chen Körperscharten wird hier Obergangen. Den örrentlich­

rechtlichen Körperscharten wurden 5teuervorteiLe bewußt 

zugestandenJ damit die Wahrnehmung örrentLicher Interessen 

nicht durch 5teuerbeLastl.lngen erschwert wird. 

Die Rgrargemeinscharten Oben im örrentlichen Interesse 

5chutz- und Unterstiltzungsrunktionen aus. 

1 .  Die 5chutzrunktionen bestehen in der Erhaltung einer 

geprlegten Landschart und der dazugehdrigen Inrrastrl.lk­

tur (z. B. Wege) rOr eiie BevöLkerung unei rOr die Touris­

muswi r t scha rt . 

2. Extreme Gebirgswälder und RLmen werden durch Rgrarge­

mei nscharten bew.i r t scharte t und schO t zen so auch 5i ed-' 

Lungsgebiete und Touristeneinrichtungen vor Naturkata­

strophen. 

3. Die UnterstOtzungsrunktion besteht darinJ daß die Rgrar­

gemeinscharten die Bergbauern in ihrer Existenz rördern. 

Dadurch ver vielrachen sich die genannten im örrentlichen 

Interesse gelegenen positiven Wirkungen rOr die RLlge­

meinhei t. 
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Durch die gepl ante Änderung des .9 .2 Abs. 2 des Körper­

sChartsteuergesetzes wird eine neue Ungleichheit yeschar­

t-eo., da di e Gemeinden wei terhi n bei ()orl.i egen des gl ei ehen 

Tatbestandes nicht der Korperschartsteuerprlicht unterwor­

ren werden. 

Zu Z 11 (§ 22 Abs.4/5teuers�tze): 

nie sogenannte Nindeststeuer rilr Kapitalgesellscharten 

in der Hohe von 5 '15.000., -- jährlictJ würde eine unzumutbare 

Belastung rilr viele kleine Gesellscharten bedeutenJ die 

keinen Gewinn ausweisen . Bisher wurden sie nur mit maximal 

S 5.000,, -- zur Nindestvermiigensteuer herangezogen. Das wilr­

de also eine Erhohung um 200 % ergeben. 

Rrtikel VIII 

Umsatzsteuergesetz 1972 

Zu Z 1 und 1 3  (§ 6 Z 18 uno � �7 HDS .b b2S 8/�teuerbe­

rreiungen und ()oranmeldung, ()orauszahlung, Veranlagung): 

Die Pr�sidentenkonTerenz der LandwirtschriTt51<:ammern !Je/7t 

davon aus .. daß § 6 Z 18 (richtig wohL Z 17) aur "U5t-pau­

schalierte" Landwirte (§ 22) nicht anzuwenden istJ da § 22 

Abs. 1 3 . 5atz aur Z 7-16, nicht aber aur Z 18 (oder 17) 

verweist. 50llten Zweirel bestehen" milßten in Z 1 § 22 -

Landwirte ausgenommen werden. 

nie unechte Berre.iung von Kleinunternehmern bis 300.000 5 

Umsatz erscheint nicht vol.lziehbar; da der Unternehmer 

während des Jahres vieL Tach nicht wissen kann; ob er unter 

die Bestimmung räLL.t oder nicht (hochstens 300.000 5 
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Umsatz) . 

RlLgemein wird dazu zu bedenken gegeben/ daß eine unechte 

Befrei ung zahl rei c"he klo ei ne Unternetlfner von Lie t-erungen 

und Leistungen an Vorsteuerabzugsberechtigte ausschLießen 

kann. Davon ist besonders der ländLiche Raum/ auch Landw_irte 

und ihre FamiLienmitgLieder (mit nicht-landwirtschaftLichen 

Umsätzen)" betroffen. 

Die Grenze von 40. 000 5 ( §  2 1  Rbs. 6) ist seit 1 . 1 . 1 913 

un verändert und bedßrf der VaLorisierung. Die vorgeschlagene 

Rbschaffung wird entschieden abgeLehnt. Die 5treichung würde 

die Problematik der unechten Befreiung noch verschärfen. 

"* "* * *" *" 

über den Entwurf hinaus (zum geltenden Text): 

Zu § 4 Rbs.2 Z 2 (Bemessungsgrundlage für die Lieferungen, 

sonstigen Leistungen und den Eigenverbrauch): 

Nicht nur bundesgesetzLichJ sondern auch Landesgesetzlich 

geregelte Förderungen soLLen durch die Umsatzsteuer nicht 

geschmäLert werden (soLLen aLso nicht zum Entgelt zähLen). 

Zu § 10 Rbs. 2 (5teuersätze): 

Ermäßigter Umsatzsteuersatz (1 0 5)0) für aLLe Tätigkeiten der 

Tierärztej für DienstLeistungen zum Nutzen der Land- und 

Forstwirtschaft im Rahmen der zwischenbetriebLichen Zusam­

menarbeit und für aus Biomasse erzeugte Energie. 
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Zu § 10 Rbs.2 Z 4 (Steuers�tze): 

Erm�Bigter Umsatzsteuersatz (10 %') Tür Wein und Obstwein 

(/'105 t)�· dami t wOrLten auch die W.i nzergenossenschdrten mi t 

ihren /'1itgLiedern gleichgestellt werden; gleichzeitig ist 

äer ermäßigte Umsatzsteuersatz ('10 .%) nicht nur aur Wein 

und Obs twei n / sondern auch auf" cU e <Jorproc/uk teJ wie Trau­

benmost., StJßmost/ Trauben- und Dbstsdrt sowie Sturm anzu­

wenden. 

Zu § 22 (Besteuerunq der Ums�tze bei Land- und rorstwirt­

schartlichen Betrieben): 

Di e Umsa t zs teuerpauschal. i erung Tiir elle Lanc/- und Fors t­

wirtschart in Rbs. 1 ist so zu gestaLtenJ daß den pauscha­

lierten Landwirten daraus keine Nachteile entstehen. Insbe� 

sondere ist rechtzeitig darauf" zu achten.! äaß bei Preisein­

bußen und Betriebsmittelverteuerung durch ein hdheres <Jar­

steuerabzugspauschale (5teuersatz) .in der Umsatzsteuer Rus'­

gewogenheit gew�hrleistet ist. 

Die Begrirt-sbestimmung der Nebentätigkeiten (330.000 5) 

ist auch hier in Rbs. 1 analog zum Rntrag zu § 21 E5tG aur­

zunehmen. 

Rntrag: Rbs.6 soll lauten: "Der Unternehmer kann bis zum 

AbL aur des dem VeranL agungszei traum liri t t rol.gem.1en KaI. en­

derjahres gegenüber dem Finanzamt schrirtlich erkl�renJ 

daß er aur eine Rnwendung der Abs. 1-5 verzichtet und seine 

Umsätze nach den alLgemeinen <Jorschrirten dieses Rundesge­

se t zes vers teuern wi I. I .. " 
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Begrilnrjung: Die Dption zur Regelbesteuerung fOr Lanä- und 

Forstwirtschaftsbetriebe sol l te jener der Ubrigen Unterneh­

mer (vergleiche § 21 Rbs.8) angepaßt weräen. 

Die Rnhebung der Umsatzgrenze in Rbs. 7 auf 5 Nio 5 bedeutet 

fUr die Rgrargemeinschaften keine BessersteLLung/ wenn 

die Einheitswertgrenze mit 5 90 0.0 0 0  gleichgelassen wird. 

Dami t käme es bf?i reguLierten Rgrargemeinschaften nach 

wie vor zu enormen UmsatzsteuerbeLastungen/ da der HoLzver­

kauf.) äen die Rnteilsberechtigten im eigenen Namen und 

auf eigene Rechnung tätigen/ al s Eigenverbrauch bei der 

Rgrargemeinschaft äer UmsatzlJesteuerung unterworfen wird. 

Ruch hier ist daher die Einheitswertgrenze auf 1/2 Nio 5 

zu erhöhen. 

Denkmalschutzaufwand: 

Unter Hinweis aur das am Ende äer StelLungnahme zum E5tG 

dargestelLte Rnliegen und dessen BegrUndung wird eine echte 

U5t-Befreiung fUr äen nichtbetriebl ichen Instanäsetzungs­

aufwand (soweit kein Vorsteuerabzug zusteht) fUr äenkmal­

geschUtzte Objekte gefordert. 

Rrtikel X 

Weinsteuergesetz 

Die Weinsteuer ist im Zuge der EG-Integration nb,?fJschaffen ... 

da sie eine systemfremde Belastung der dsterreichischen 

Weinbauern im Vergleich zu anderen europäischen Produzenten 

darstel L.. t. 
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Rrtikel XI 

Bewertungsgesetz 1955 

Zu § 30 Abs. 1 (Ldw. Vermögen): 

Auch hier wäre die Begriffst/l?stimmung der Nebentätigkeit 

(330. tJOtJ 5) aurzunehmen (analog Flntrag zu § 21 Abs. 2 E.<;tG). 

Rrtikel XVII 

5traßenverkehrsbeitragsgesetz 

§ 2 Z , soll lauten: 

"Ni t Zugmaschi nen und No torkarr"en samt Anhänger, wenn di e 

Fahrt ausschließlich oder vorwiegend rür Zwecke eines Land­

und rorstwirtschartlichen Betriebes durchgerührt wird; 

zum Lanä- und rorstwirtscl7artlichen Betrieb gehören auch 

die Nebenbetriebe und Nebentätigkeiten im Sinne des § 21 

Abs.2 Z 1 E5tG " (beantragt). 

Artikel XXI 

50nderabgabe von Erdöl 

nie Präsidentenkonrerenz der Landwirtschartskammern erachtet 

es als notwendig daraur h.inzuwe.i sen.l daß IJmwel t- und ener­

giepolitische Gesichtspunkte im Rahmen äer Rerorm insgesamt 

unberücksichtigt geb Lieben sind. Zur 5icherung der natür­

lichen Lebensgrundlage ALLer erscheint eine höhere Besteu-­

er unq rossi Ler Energieträger auch durch eine umrassende KLi­

rnaschutzabgabl?, zum Zwecke einer Reduzierung des CD2-Aus­

stoßes sowie der Verringerung des Trei bhauserrektes uner­

LäßLich. 
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Rrtikel XXIV 

Bundesabgabenordnung 

Zu Z 5" (§ 125/BuchrÜhrunqspTLicht) : 

Zu begrÜßen sind die Erhöhung eier Umsatzgrenze aur 5 5 1'1iL-

lianen 

winngrenze in Rbs. 1. 

FÜr die Land- und ForstwirtschaFt ist aber unbedingt auch 

eine Erhöhung der Einheitswertgrenze errorderlich� U. zw. 

aur 5 1/2 NiL Lionen (biSher 5 900.000, --). Im Zuge der Rus­

dehnung der Pauschal i erungsmögl i c/7kei ten äar r ni eh t gerade 

bei der Land- und ForstwirtschaFt eine Rnpassung unterblei-

ben. 

AbgeLehnt wird der EntFalL der RussteLlung eines VerprLich­

tungsbescheides in Rbs. 2 bei Eintritt der BuchrÜhrungs­

pTLicht. 

"'* '* *' *" "* 

Kreditsteuergesetz 1993 

Hier wird eine Rerreiung rÜr Privatkredite und alLe örrent­

lieh geFörderten Kredite� wie z.B. Rgrarinvestitionskredi­

tel gerordert. Bei Privatkrediten (z.B. DarLehen unter Ehe­

gritten ete. ) ist eine lÜckenlose Kontrolle n.icht möglich 

und es soLLte besser daraur verzichtet werden. Bei Rgrarin-

.. 
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vestitionskrediten werden durch die dFFentliche Hand Zu­

schUsse gew�hrt und es soLLten geFdrderte Kredite nicht 

verteuert werden. 

Der Umstand, daß hier eigentLich doppel t besteuert wircl" 

.inäem die berei ts bezahl te Kredi tgebUhr in keiner Form in 

Rechnung steht, stellt Uberdies ein!? Ungleichbehandlung von 

Kredi tenJ die vor dem 1 . 1 . 1 .9.94 auFgenommen worden sind, 

im Vergleich zu jenen darJ die nach diesem Zeitpunkt be­

grUnde t werden. 

"* "* *" "* *' 

Kommunal steuergesetz 19.93 

Bezeichnung: Nicht unberechtigt ersche:int die KrJ:tik, wo­

nach die Steuern nicht nach den f:mpFängern des 5teuerertra­

ges sondern nach dem Besteuerungsgegenstand benannt wer­

äen./ weshalb auch diese neue Rbgabe nach wie vor Lohnsum­

mensteuer heißen soLLte. 

Rntrag: Wegen der geringen ZahL der Dien''itnehmer und des 

ohnedies geringen Einkommens in der Land- lind Forstwirt­

schaFt wird die Einbeziehuog der Lohnsllmme land- unä Forst­

wirtschaFtlicher Dienstnehmer abgelehnt. 

BegrUndung: Die BegutachtungsentwUrFe sehen EntLastllngen 

und Belastungen in unterschiedlicher Verteilung vor. In 

51lmme wOrden äie von der Lohn.summenstelJer hauptsdctl'- iet] 

betroFFenen grdßeren Land- und ForstwirtschaFtlichen Be­

triebe in einer FUr sie aktuell und auF absehbare Zeit 

äußerst ungUnstigen Ertragslage vergLeichswe:ise erheblich 

geringer entlastet (EntFall der VermdgensteuerJ und - vor 
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allem durch die Lohnsummen5teuer - stiirker belastet. Die 

außerordentlich kritische Ertragslage ist sowohl rür die 

buchrOhrenden Landwirtschartsbetriebe als auch - Beispiel 

Bundesrorste - rür die buchrührenden Forstbetriebe nach­

weisbar. Schon derzeit betragen die Lohnnebenkosten mehr 

als 90 %. Die geplante Belastung wür'cle den Druck aur die 

Betriebe zur möglichsten Einschriinkung ihres Personalstandes 

und auch ihrer nicht kostendeckend erbringbaren T�tigkeit 

erhebL ich verstärken. Es wären aL"o weitere RrbeitspL�tze 

in l�ndLichen Gebieten ohne ErsatzarbeitspL�tze betrorren 

und es würde der Druck aur das UnterLassen jetzt noch im 

alLgemeinen Interesse get�tigter Rurwendungen (z. R. Schutz­

waLderhaltung� LandschartsprlegeLeistungenJ verstiirkt. 

Heute� wo die Verringerung der Rrbeitslosigkeit ein vorran­

g.iges ZieL ist� ist eine wei tere VergröBerung der D.i rrerenz 

zwischen dem Nettobezug der. Rrbeitnehmer und den Rurwen­

dungen lies Betriebes rrJr sei ne Be5chärt .ig ten eine gL a t te 

FehLleistung. In einer Zeit� in der eine betr�chtLiche 

Rnzahl von .industriellen und gewerblichen Betrieben ihre 

Produktionsstätten in Billiglohnländer verLegt� lim interna­

tionaL konkurrenzr�hig zu bLeiben� müßte von staatswegen 

Vorsorge getrorren werden.' den Einsatz menschlicher 

Rrbeitskrart weitgehend von Rbgaben zu entLasten. In öster­

reich ist das GegenteiL der FaLL� wie jüngst eingetretene 

Erhöhungen im 50zialabgabenbere ich.' aber auch die geplante 

Erhöhung der Lohnsummensteuer - umbenannt in Kommunalsteuer -

bewe isen. 

RlLe Maßnahmen.' die eine Verringerung der Lohnnebenkosten 

mit sich bringen.' können den Rurwand der Rrbeitsmarktver­

waltung und die Höhe der Kosten der Rrbeitslosigkeit nur 

günst.ig beeinrLussen. E5 könnte durch einen stufenweisen 

t 
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Abbau al l er betriebl i chen Abgaben un� �ozzaLDe2trage eIne/ 

der InFl ationsrate angepaßte/ j�hrl iche Nettol ohnsteigerung 

errei cht werden, so daB die .internat.ional e KonkurrenzFä­

higkeit der Betriebe verbessert wird. Fehl ende 5teuer-

oäer Sozialei nnahmen könnten über eine sinnvoLL e Abgabe 

auF Fossile Energieträger ausgeglichen werelen. Rutomatisch 

würde sich ein posi tiver EFFekt auF äi e Situation def' 

Umweltverschmutzung ergeben.! weil zuminelest eine Steigerung 

des Energie verbrauches vermieden werden könnte. 

Eine Rusweitung eier LohnsummensteuerpFl icht BuF Lanel- und 

Forstwi rtschaFt unä Freie BeruFe hat einen weiteren negati­

ven EfFekt. Sol che Arbeitgeber sind vieLfach in dünn besie­

deL ten Gebieten absei ts der Bal l ungs7:entrell ansässig und 

tragen so zu einer Verminderung des Pendl erwesens bei. Hier 

ei nen Druck i n  Ri chtung weniger Besc/7äFtigllng von Arl:Jeits­

kr�Ften auszuübenJ kann regional pol itisch nur von Nachteil 

sein. 

Die größeren land- und ForstwirtschaFtl ichen BetriebeJ die 

Fremdarl:Jei tskräFte beschäFt .igen.> 5.i nd gp.rade jene / di e "EG­

reiF" sind. Diese zu schwächen, wenn auch nur in kLeinerem 

UmFang/ bedeutet einen empFindL ü:hen SchI. ag gegen die be­

deutends ten L andscl7a Ft sges taL ter j n iis terrei ch. 

Bedi ngt durch die be vors tehende Rnpasstlng der ös terrei·­

chischen Preise Für Agrarprodukte an das ständig sinkende 

Niveau der Europäi schen GemeinschaFt und durch den Vert-aL I 

der Hol zpreise ist die Land- und ForstwirtschaFt in Hin­

kunFt nicht in der Lage, höhere Lohnnebenkosten zu tragen. 

*' *" *' "* *" 
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Uber die vorgeLegten EntwUrfe hinaus: 

Zum NineraLöLsteuergesetz: 

Wei tere / ES-konforme s teuerL.i che BegUns tigung von Krat-t­

s toffen und -komponenten auf Bast s von Bi omasse ( EthanoL, 

Pfl anzenöl ) in der NineraLöLlJesteuerung. 

In Anbetracht der reLativ kurzen und in die UrLaubszeit 

fallenden Begutachtungsfrist sowie des Umfanges und vor 

aLI.em auch äer eminenten Beäeutung t1es vorl iegenden 5teuer­

reformvorhabens fUr die Land- und Forstwirtschaft erkl �rt 

äie Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern öster­

reichs ausdrUckl ich einen Ergänzungsvorbehal t zu ihrer 

5 tel_ L ungnahme. 
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Das Pr�sidium des Nationalrates wird von dieser St eLlung­

nal7me durcl7 übersendung von 25 Exemplaren in Kenntnis ge­

setzt. 

Der Pr�5ident : 

gez. i. V. Hag. KLE TZHR'r'R 

Der Generalsekret �r: 

gez. Dip'-.Ing. Dr. FRHRNBER/JER 
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